
Oberbergischer Kreis 

 
An die 
Mitglieder  
des Kreistages 
 

Gummersbach, den 10.09.2007 
 

E I N L A D U N G  
K R E I S T A G  

 

  

KT/003/2007

für   Donnerstag,  13.09.2007, 15:00 Uhr 
 

im Ratssaal der Stadt Gummersbach, Rathausplatz 1, 51643 Gummersbach 
 

 
Tagesordnung 

 
lfd. 
Nr. 

Tagesordnungspunkt Vorlagennummer 

 

A  Öffentlicher Teil 

NII 1. Bauliche Erweiterung des Berufskollegs Oberberg - 
Wipperfürth - 
hier: Vorstellung der bisherigen Maßnahmen 

0163/2007/V

2. SGB II Änderungsgesetz 
Weitergabe der Haushaltsverbesserungen an die 
kreisangehörigen Kommunen 

0152/2007/II

3. Gemeinsame LEADER-Bewerbung der Kommunen 
Hückeswagen, Marienheide, Radevormwald, Wipperfürth, 
des Wupperverbandes und des Oberbergischen Kreises für 
das Regionale-Projekt "Wasserquintett" 

0144/2007/V

4. Verkauf von RWE-Aktien (Umsetzung des Kreistags-
Grundsatzbeschlusses vom 15.03.2007) 
hier: Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung 

0134/2007/II

5. Folgen der vorgeschlagenen Änderung des § 107 GO NW 
für die Geschäftstätigkeit der Unternehmen, an denen der 
Oberbergische Kreis beteiligt ist 

0105/2007/II

NII = 2. Nachtrag 
Stand: 10.09.2007 



6. Ersatzwahlen zu den Ausschüssen und Beiräten des 
Oberbergischen Kreises / Wahrnehmung von 
Mitgliedschaftsrechten 

 

NII         6.1. Umbesetzung im Jugendhilfeausschuss 0164/2007/LR/AV
7. Anträge  

NII         7.1. Antrag der Kreistagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vom 03.09.2007: 
"Resolution zum Entwurf des "Gesetzes zur 
frühen Bildung und Förderung von Kindern 
(KiBiz)" 

0159/2007/IV

NII         7.2. Antrag der Kreistagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vom 05.09.2007: 
"Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs" 

0160/2007/V

NII         7.3. Antrag der Kreistagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vom 05.09.2007: 
"Erarbeitung eines Klimaschutzprogrammes" 

0161/2007/III

NII         7.4. Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 06.09.2007: 
"Novellierung des Sparkassengesetzes 
Nordrhein-Westfalens" 

0165/2007/II

8. Anfragen  

8.1. Anfrage der Kreistagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vom 02.07.2007: 
"Geplante Änderungen im Sparkassenrecht und die 
Auswirkungen für die im Kreis tätigen Sparkassen" 

0125/2007/II

8.2. Anfrage der SPD-Kreistagsfraktion vom 31.08.2007: 
"Entwurf des "Gesetzes zur frühen Bildung und 
Förderung von Kindern (KiBiz)"" 

0157/2007/IV

NII         8.3. Anfrage der FDP/FWO-Kreistagsfraktion vom 
03.09.2007: 
"Auswirkungen der Blauzungenkrankheit im 
Oberbergischen Kreis" 

0158/2007/III

NII         8.4. Anfrage der SPD-Kreistagsfraktion vom 
06.09.2007: 
"Pflegebericht des MDK vom 31. August 2007" 

0166/2007/IV

NII         8.5. Anfrage der SPD-Kreistagsfraktion vom 
06.09.2007: 
"Schließung der Nebenstellen des Kreises" 

0167/2007/LR/AV

9. Mitteilungen  

9.1. Terminplanung/Sitzungskalender 2008 0123/2007/LR/AV

   



9.2. Bericht über ausgeführte Kreistagsbeschlüsse 0124/2007/LR/AV

9.3. Umbesetzung im Jugendhilfeausschuss 0149/2007/LR/AV
 

10. Einwohnerfragen  

NII       10.1. Einwohnerfrage von Frau Michaela Merz vom 
03.09.2007: 
"Auswirkungen des Inkrafttretens des 
Kinderbildungsgesetzes (KiBiz) auf die 
Kindergartenbeiträge" 

0162/2007/IV

B  Nichtöffentlicher Teil 

11. Personalangelegenheiten  

12. Grundstücksangelegenheiten  

13. Vertragsangelegenheiten  

14. Vergaben  

14.1. Bauliche Erweiterung des Berufskollegs Oberberg - 
Wipperfürth - 

 

14.1.1. Entscheidung über die Beauftragung einer 
schlüsselfertigen Errichtung eines 
Schulgebäudes 

0154/2007/V

14.1.2. Entscheidung über die Beauftragung zur 
Erstellung einer Parkplatzanlage und 
Nivellierung des Geländes 

0155/2007/V

14.2. Bau eines Kreisverkehrsplatzes in der K 52, Wiehl - 
Marienhagen 

0156/2007/V

15. Anträge  

16. Anfragen  

17. Mitteilungen  
 
 
Bei Verhinderung bitte umgehend  Herrn Steiniger –02261 88-1912– informieren. 
Parkkarten können beim Schriftführer in Ausfahrtkarten getauscht werden. 
 
Die gesamten Unterlagen des öffentlichen Teils der Sitzung können Sie auch über das 
Internet unter http://session.obk.de/bi abrufen. Sollten Sie über einen Zugang zum 
Kreistagsinformationssystem verfügen, können Sie auch den nichtöffentlichen Teil unter 
http://session.obk.de/ri einsehen. 
 
  gez. 
 

Hagen Jobi 
- Landrat - 

 

 

   

http://session.obk.de/bi
http://session.obk.de/ri


Oberbergischer Kreis 

 

 
Vor lage 
Kreistag Sitzungsdatum: 13.09.2007 

 
 

Vorlage Nr.: 0163/2007/V 
Tagesordnungspunkt    1 - öffentlich - 

Betreff: 
Bauliche Erweiterung des Berufskollegs Oberberg - Wipperfürth -
hier: Vorstellung der bisherigen Maßnahmen 
Beschlussvorschlag: 
entfällt 
 
 
Der Sachverhalt ist auf der Rückseite dargelegt. 
 

Finanzielle Auswirkungen des Beschlusses: 

 ja  nein  noch nicht zu übersehen 

Kosten €             Haushaltsstelle          Haushaltsjahr         

Vorgesehen im   Verwaltungshaushalt   Vermögenshaushalt 

  Mittel stehen zur Verfügung  Mittel stehen nicht zur Verfügung 

 
 
 



S A C H V E R H A L T 
 
Mit Datum vom 08.12.2005 hat der Kreistag die Verwaltung mit einstimmigem 
Beschluss mit der Planung der baulichen Erweiterung des Berufskollegs Oberberg – 
Wipperfürth auf der Grundlage der von der Verwaltung erstellten Machbarkeitsstudie 
vom 24.10.2005 beauftragt. Dabei sollte die Planung als Grundlage für einen 
späteren Baubeschluss dienen. 
 
Auf der Grundlage der Machbarkeitsstudie wurden inzwischen Entwurfsplanungen 
zum Bau einer Parkplatzanlage und eine Funktionalausschreibung zum Bau von 
Unterrichtsräumen in einer Modulbauweise durch die Verwaltung erarbeitet, mit 
deren Ausschreibung der Kreistag die Verwaltung in seiner Sitzung am 06.06.2007 
mit einstimmigem Votum beauftragt hat. 
 
Die Ausschreibung ist zwischenzeitlich erfolgt. Die abschließende Beschlussfassung 
über die Vergabe der Aufträge ist Bestandteil des nichtöffentlichen Teils der Sitzung. 
 
In der Kreisausschusssitzung am 06.09.2007 hat KTM Rogowski als Vorsitzender 
des Bauausschusses insbesondere im Hinblick auf die Höhe der Gesamtinvestition 
der baulichen Erweiterung des Berufskollegs Wipperfürth und der herausragenden 
Bedeutung dieser Maßnahme für den Oberbergischen Kreis darum gebeten, dass 
die Verwaltung über die bisher ausgeführten Maßnahmen berichtet.  
 
Die Verwaltung wird in der Sitzung über den aktuellen Sachstand informieren. 
 
 
 

gez.  gez. 
Hagen Jobi 
-Landrat- 

 Volker Dürr 
-Dezernent- 

 
 
 



Oberbergischer Kreis 

 

 
Vor lage 
Kreistag Sitzungsdatum: 13.09.2007 

 
 

Vorlage Nr.: 0164/2007/LR/AV 
Tagesordnungspunkt    6.1 - öffentlich - 

Betreff: 
Umbesetzung im Jugendhilfeausschuss 
Beschlussvorschlag: 
1. Anstelle von KTM Dr. Corinna Sibylle Banek (SPD) wird KTM Michaela 

Engelmeier-Heite (SPD) als ordentliches Mitglied in den Jugendhilfeausschuss 
gewählt. 

2. Anstelle von KTM Engelmeier-Heite (SPD) wird KTM Dr. Corinna Sibylle Banek 
(SPD) als stellvertretendes Mitglied in den Jugendhilfeausschuss gewählt. 

 
 
Der Sachverhalt ist auf der Rückseite dargelegt. 
 

Finanzielle Auswirkungen des Beschlusses: 

 ja  nein  noch nicht zu übersehen 

Kosten €             Haushaltsstelle          Haushaltsjahr         

Vorgesehen im   Verwaltungshaushalt   Vermögenshaushalt 

  Mittel stehen zur Verfügung  Mittel stehen nicht zur Verfügung 

 
 
 



S A C H V E R H A L T 
 
Mit Kreistagsbeschluss vom 04.11.2004 wurde KTM Dr. Corinna Sibylle Banek (SPD) 
als ordentliches und mit Kreistagsbeschluss vom 06.06.2007 KTM Engelmeier-Heite 
als stellvertretendes Mitglied in den Jugendhilfeausschuss gewählt. 
 
KTM Dr. Banek hat zwischenzeitlich ihren Verzicht auf die ordentliche Mitgliedschaft 
im Jugendhilfeausschuss gegenüber dem Landrat erklärt. 
 
Gemäß § 35 Abs. 3 Satz 5 der Kreisordnung wird die/der Nachfolger/in eines 
ausgeschiedenen Ausschussmitglieds auf Vorschlag der Fraktion gewählt, der das 
ausgeschiedene Ausschussmitglied angehörte. 
 
Die SPD-Kreistagsfraktion hat im Kreisausschuss am 06.09.2007 die im 
Beschlussvorschlag aufgeführte Umbesetzung vorgeschlagen. 
 
 
 

gez.  gez. 
Hagen Jobi 
-Landrat- 

 Jochen Hagt 
-Allgemeiner Vertreter- 

 
 
 



Oberbergischer Kreis 

 

 
Antrag 
Kreistag Sitzungsdatum: 13.09.2007
 
 

Vorlage Nr.: 0159/2007/IV 
Tagesordnungspunkt    7.1 - öffentlich - 

Betreff: 
Antrag der Kreistagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 03.09.2007:
"Resolution zum Entwurf des "Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von 
Kindern (KiBiz)" 
 
Sehr geehrter Herr Landrat, 

Kinder sind unsere Zukunft. Jedes Kind hat das Recht auf bestmögliche Förderung 
und Entwicklung in der Gemeinschaft, die es befähigt, das eigene Leben mit guten 
Startvoraussetzungen selbstverantwortlich zu meistern.  
 
Der Oberbergische Kreis stellt sich dieser Aufgabe der Förderung von Kindern und 
unterstützt Eltern nach Kräften bei der oft schwierigen Aufgabe der Erziehung, 
Bildung und Betreuung von Kindern. Die wachsenden Anforderungen gerade auch 
an die frühkindliche Bildung und Betreuung machen ein zusätzliches finanzielles 
Engagement des Bundes und des Landes Nordrhein-Westfalen erforderlich. Dies gilt 
insbesondere für ein besseres Angebot an Betreuungsplätzen für Kinder unter drei 
Jahren. Denn trotz all unserer Bemühungen, kann der Bedarf noch immer nicht 
gedeckt werden. 
 
Wesentliche Rahmenbedingungen für die Förderung von Kindern werden durch das 
nordrhein-westfälische Kindergartengesetz gesetzt. Der Kreistag begrüßt 
grundsätzlich die Absicht, ein neues Kinderbildungsgesetz zu entwickeln, das den 
heutigen Anforderungen an die Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern 
besser gerecht als der bisherige gesetzliche Rahmen. 
Das Familienministerium, die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege, die 
Kommunalen Spitzenverbände und die Kirchen haben in einjähriger Arbeit ein 
Konsenspapier zur Gestaltung des neuen Kinderbildungsgesetzes (KiBiz) erstellt und 
im Februar öffentlich gemacht. Leider fanden die erarbeiteten Eckpunkte jedoch nicht 
vollständig Eingang in den Gesetzentwurf, der gegenwärtig vom Landtag NRW 



beraten wird. Deswegen hat die Landesarbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände 
der freien Wohlfahrtspflege diesen Konsens inzwischen aufgekündigt. 
 
Inzwischen haben viele Verbände von Erzieherinnen, Elternvertretungen, 
Familienverbände und nicht zuletzt die Einrichtungsträger erhebliche Bedenken 
gegen den Gesetzentwurf, der im Juni 2007 in den Landtag eingebracht wurde. Es 
muss festgestellt werden, dass auch aus unserer Sicht erheblicher 
Nachbesserungsbedarf besteht. 
 
Deswegen fordert der Oberbergische Kreistag den Landtag auf, den Entwurf 
zum„Kinderbildungsgesetz" (KiBiz-NRW) in seiner bisherigen Form nicht 
anzunehmen und zumindest in den folgenden Punkten zu überarbeiten: 
 

1. Die künftigen Finanzierungsgrundlagen müssen von realen Zahlen ausgehen. 
Ein Elternbeitragsaufkommen von 19% der Gesamtkosten, das Grundlage der 
Berechnung für die Zuschüsse ist, wird nicht erzielt. Im Landesdurchschnitt 
beträgt das Elternbeitragsaufkommen etwa 13 - 14%. Auf dieser Basis muss die 
Gesamtfinanzierung gestaltet werden. 

2. Das Land darf seine finanzielle Beteiligung an Ganztagsangeboten nicht 
deckeln. Sollte das Land sich – wie geplant – nur an einer Finanzierung 
beteiligen, wenn ein Anteil von 25% Ganztagsplätzen an der Gesamtplatzzahl 
unterschritten wird, ist eine bedarfsgerechte Entwicklung nicht gewährleistet. 
Das Land muss sich auch an Betreuungsangeboten finanziell beteiligen, die 
über die vorgesehenen max. 45 Stunden hinausgehen. (je nach örtlichem 
Angebot: Bereits heute bieten viele Einrichtungen 50 Wochenstunden und mehr 
an.) 

3. Um Benachteiligungen von Kindern, die in finanzschwachen Kommunen leben, 
zu vermeiden, bedarf es landeseinheitlicher Standards bei der 
Betreuungsqualität. Deswegen ist vor allem eine Festlegung von maximalen 
Gruppengrößen und einer definierten Relation von Kinderzahl zu 
Erzieher/Erzieherin notwendig. 

4. Die Kommunalen Spitzenverbände haben 2006 gemeinsam das Modell einer 
Gruppenpauschale entwickelt, die auch Gegenstand einer 
Konsensvereinbarung zwischen Land, Trägern und Kommunen vom Februar 
2007 war. Die Gruppenpauschale war mit definierten Standards im Sinne von 
Punkt 3 hinterlegt, die allerdings gegenüber dem Ist-Zustand bereits eine 
Verschlechterung darstellen, gerade in der U 3 Betreuung. Der Kreistag fordert 
den Landtag auf, zum Konsens zurückzukehren, die im Gesetzentwurf 
vorgesehene Kopfpauschale abzulehnen und den Betreuungsstandard bei der 
U 3 Betreuung (Kleine altersgemischte Gruppe) zu halten.   



5. Der Oberbergische Kreistag begrüßt die Bemühungen von Unternehmen, für 
Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Betriebskindergärten einzurichten und zu 
unterhalten. Die Familien können sich auch tagsüber am Arbeitsplatz sehen 
und Pausen miteinander verbringen. Dies fördert den Familienzusammenhalt, 
das Engagement im Betrieb und kann nicht zuletzt auch zu einem verbesserten 
Angebot an Betreuungsplätzen für Kinder unter 3 Jahren führen. Deswegen ist 
der Landtag aufgefordert, Betriebe wie bisher (§ 20 des Gesetzes über 
Tageseinrichtungen für Kinder) als Empfänger öffentlicher Zuschüsse für 
Betriebskindergärten vorzusehen. 

6. Elternräte sind ein wichtiges Gestaltungselement bei der institutionalisierten 
Kinderbetreuung. Elternräten müssen auch zukünftig die bisherigen Mitsprache- 
und Mitentscheidungsrechte eingeräumt werden, wie dies im Kinder- und 
Jugendhilfegesetz (3 22a, Absatz 2, letzter Satz) auch vorgesehen ist. 

 

Der Landrat wird gebeten, diesen Beschluss dem Landtag Nordrhein-Westfalen zu 
übermitteln und über die Gremien der Kommunalen Spitzenverbände auf die 
notwendigen Änderungen hinzuwirken. 
 
gez. 
Helmut Schäfer 
Fraktionssprecher 
 
 
 
 



Oberbergischer Kreis 

 

 
Antrag 
Kreistag Sitzungsdatum: 13.09.2007
 
 

Vorlage Nr.: 0160/2007/V 
Tagesordnungspunkt    7.2 - öffentlich - 

Betreff: 
Antrag der Kreistagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 05.09.2007:
"Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs" 
 
Der Oberbergische Kreis möge beschließen: 

Die Verwaltung erarbeitet in enger Zusammenarbeit mit der ARGE Oberberg, den 
Kommunen und engagierten Verbänden und Einrichtungen sowie dem 
Verkehrsverbund eine Bescheinigung/einen Pass für Bedürftige zur verbilligten 
Nutzung des öffentlichen Nahverkehrs um so deren Möglichkeiten zur Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben sicherzustellen. 

Begründung:  
Die Möglichkeiten am öffentlichen Leben teilzunehmen ist eine Grundlage sich als 
Teil dieser Gesellschaft mit Ihren Möglichkeiten und Pflichten bewusst zu werden. Im 
Rahmen der Diskussion über die Wichtigkeit eines nahrhaften Mittagsessens in den 
Schulen, und der damit verbundenen Diskussion über wie viel Geld den Familien 
überhaupt zur Verfügung steht, fiel auf, das immer mehr Menschen im 
Oberbergischen kein Geld zur Verfügung steht, um den öffentlichen 
Personennahverkehr zu nutzen zu können. Als Institution sehen wir einzig beim 
Oberbergischen Kreis die Möglichkeiten dies mit dem nötigen Überblick anzugehen. 
 
gez. 
 
Uwe Söhnchen, Kreistagsmitglied 
 
 
 



Oberbergischer Kreis 

 

 
Antrag 
Kreistag Sitzungsdatum: 13.09.2007
 
 

Vorlage Nr.: 0161/2007/III 
Tagesordnungspunkt    7.3 - öffentlich - 

Betreff: 
Antrag der Kreistagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 05.09.2007:
"Erarbeitung eines Klimaschutzprogrammes" 
 
Der Oberbergische Kreistag fordert die Kreisverwaltung auf, gemeinsam mit den 
Umweltverbänden, den Kommunen des Kreises und dem Kreisumweltausschuss ein 
umfassendes Klimaschutzprogramm für Oberberg zu erarbeiten.  
 
Das Klimaschutzprogramm umfasst alle für den Klimaschutz relevanten Politikfelder.  
 
Hierzu gehören u.a.: 
 
- eine klimaverträgliche Energiepolitik 
- eine klimaverträgliche Verkehrspolitik  
- eine klimaverträgliche Flächen- und Baupolitik 

 
Einzubeziehen sind bei der Umsetzung der „Klimaschutzoffensive Oberberg“ 
insbesondere die Wirtschaft, alle Bildungsträger sowie die kommunalen 
Verwaltungen. 
 
Begründung: 
 
Der weltweite Klimawandel ist Realität. Und es ist mittlerweile unbestritten, dass der 
Mensch einen entscheidenden Einfluss auf die Veränderung des globalen Klimas 
hat. Zuletzt hat der Klimareport der Vereinten Nationen (sog. IPCC-Report) den von 
Menschen gemachten Klimawandel als wissenschaftlich unbestreitbar dargelegt. Der 
neue UN-Generalsekretär Ban Ki Moon sagte in New York: „Unglücklicherweise war 
meine Generation etwas unachtsam dabei, auf unseren einzigartigen Planeten zu 
achten.“ 



Die vergangenen Jahrzehnte haben deutlich gemacht, dass unsere Wirtschaftsweise 
und unser Lebensstil, die ganz wesentlich auf der Ausbeutung fossiler Energieträger 
beruhen, naturunverträglich sind und das Überleben der Menschheit gefährden. Wir 
beuten derzeit in einem einzigen Jahr Ressourcen aus, die die Erde in Jahrmillionen 
gebildet hat. Auch Europa hat seinen Wohlstand seit der ersten industriellen 
Revolution auf fossilen Brennstoffen aufgebaut und so eine gewaltige Treibhausgas-
Schuld aufgehäuft.  
 
Wenn wir nicht kurzfristig weltweit gegensteuern, werden die Folgen des 
Klimawandels für viele Regionen der Erde – auch für Europa - lebensbedrohlich sein. 
Überschwemmungen, Dürren, Stürme, das Abschmelzen der Gletscher und der 
Anstieg des Meeresspiegels werden viele Menschenleben fordern und extreme 
Kosten verursachen. Um die fortschreitende Erwärmung der Erde zumindest auf 2 
Grad bis zum Ende dieses Jahrhunderts zu begrenzen, müssen wir uns von unserem 
bisherigen Lebensstil verabschieden. Wir müssen so schnell wie möglich zu einer 
nachhaltigen Wirtschafts- und Lebensweise übergehen (unabhängig davon, dass die 
fossilen Energieträger ohnehin knapper werden und endlich sind). Dies bedeutet 
nicht weniger Lebensqualität - im Gegenteil: Mit einer an die Umwelt angepassten 
Lebensweise und Technik werden wir und unsere Nachkommen eine bessere 
Zukunft als heute haben.  
 
Den Kommunen kommt hier eine besondere Verantwortung zu, da die meisten 
Menschen auf der Erde mittlerweile in Städten leben. Nach dem Grundsatz „Global 
denken – lokal handeln“ muss deshalb auch im Oberbergischen Kreis eine 
grundsätzlich andere Entwicklung eingeleitet werden. Das fossile Zeitalter geht auch 
lokal zu Ende. 
 
Der Oberbergische Kreis hat sich durch den Beitritt zum Klimabündnis „Alianza del 
Clima“ im Jahre 1996 bereits per Beschluss verpflichtet, bis 2010 die CO2-
Emmissionen gegenüber dem Referenzjahr 1987 um 50% zu senken. Vom Erreichen 
dieses Zieles sind wir weit entfernt.  
 
Leider hat der Landrat zum Ende des letzten Jahres die Mitgliedschaft des 
Oberbergischen Kreises im Klimabündnis gekündigt. Der Austritt wurde von der 
Kreistagsmehrheit mitgetragen. In der Debatte um ein mögliches Verbleiben im 
Klimabündnis wurde auch von den Austrittsbefürwortern die hohe Bedeutung von 
Klimaschutzmaßnahmen hervorgehoben. Diese seien jedoch nicht an die 
Mitgliedschaft beim Klimabündnis gekoppelt.  
 
Es ist Zeit den Ankündigungen Taten folgen zu lassen!  
Deshalb sollte der Oberbergische Kreistag ein umfassendes Programm zur 



Erreichung von Klimaschutzzielen beschließen, dem alle Politikfelder unterworfen 
werden: 
 
Klimaverträgliche Energiepolitik 

Die Energiepolitik folgt dem Grundsatz der „drei großen E“: 

Energieeinsparung 
Energieeffizienz 
Erneuerbare Energien 
 
Vorrang für Energieeinsparung und Energieeffizienz, Deckung des verbleibenden 
Energiebedarfs über Erneuerbare Energien. Es werden folgende Maßnahmen 
ergriffen: 
 
a) Einleitung einer dauerhaften lokalen (Image-)Kampagne für Energieeinsparung, 

Energieeffizienz und den Einsatz erneuerbarer Energien. Die kommunalen 
Energieversorger sollten Ökostrom-Tarife einrichten und engagiert für diese 
Tarife werben. 

 
b) Wärmedämmung und energetische Modernisierungsmaßnahmen an allen 

kommunalen Gebäuden (soweit noch nicht geschehen) 
 
c) Einsatz von Kraft-Wärme-Kopplung und EnergieContracting bei öffentlichen 

Gebäuden und Liegenschaften 
 
d) Neubau öffentlicher Gebäude im Passivhausstandard 
 
e) Bezug von 100 % Naturstrom für alle öffentlichen Gebäude 
 
f) ausschließlicher Einsatz energieeffizienter Geräte (Geräte der 

Energieeffizienzklasse A+(+)) 
 
g) ausschließlicher Einsatz von Energiesparlampen 
 
h) Schaltleisten, um den nicht notwendigen Standby-Betrieb von Geräten 

weitgehend auszuschließen. Die Leisten sind bedienerfreundlich anzubringen. 
 
2. Der Kreistag fordert die kommunalen Energieversorger  auf, den Anteil des 

durch erneuerbare Energien erzeugten Stroms deutlich zu erhöhen und den 
Verbrauchern Ökostromtarife anzubieten. 



3. Der Kreistag fordert die kommunalen Energieversorger auf, sich verstärkt für die 
Energiewende zu engagieren durch direkte Beteiligungen an 
Kraftwerksneubauten, die ausschließlich mit erneuerbaren Energien Strom 
erzeugen oder moderne Anlagen zur Kraft-Wärme-Kopplung sind. 

4. Bei Renovierung oder Neubau kommunaler Gebäude sollen die Dächer und 
Fassaden mit integrierter Photovoltaik Stromerzeugung ausgestattet werden 
(„Fassadenkraftwerke“). Der Kreis verpflichtet hierbei zu einer Vorbildfunktion. 

 
Klimaverträgliche Verkehrspolitik 

Der PKW- und LKW-Verkehr hat einen erheblichen Anteil an den CO2-Emissionen. 
Der Modal-Split in Oberberg (Aufteilung der Verkehrswege auf die verschiedenen 
Verkehrsträger) soll deshalb konsequent zugunsten des Umweltverbundes verändert 
werden. Der Anteil der Verkehrsarten des Umweltverbundes (Fußgänger, 
Fahrradfahrer, ÖPNV) sollte in den nächsten Jahren deutlich gesteigert werden. 

Es werden folgende Maßnahmen ergriffen: 

a) Einleitung einer dauerhaften lokalen (Image-)Kampagne für die Verkehrsarten 
des Umweltverbundes 

b) Ausbau des Radverkehrsnetzes mit Schließung aller Lücken  

c) Ausbau des vorhandenen Schienennetzes und Angebotsoptimierung im 
Bestandsnetz 

d) klarer Vorrang bei Ampelschaltungen für den Umweltverbund 

e) Beschaffung ausschließlich emissionsarmer Dienstfahrzeuge mit Einhaltung der 
künftigen EU-Norm von 120 g CO2 pro Kilometer 

f) Einführung eines kommunalen Mobilitätsmanagements mit Minimierung der 
Treibstoffkosten und Emissionen 

 

Klimaverträgliche Flächen- und Baupolitik 

 
Die Außenentwicklung der Oberbergischen Kommunen ist weitgehend zu Ende und 
nicht mehr umwelt- und klimaverträglich zu gestalten. In Zukunft wird nur noch eine 
Innenentwicklung der Kommunen – auch vor dem Hintergrund des demografischen 
Wandels - in Frage kommen. Zugleich wird die Kooperation der Kommunen in der 
Wohnungs- und Flächenpolitik noch wichtiger. Es sollten folgende Maßnahmen 
ergriffen werden: 
 



a) Ein integriertes Freiraumsystem (IFS) wird in der Bau- und Flächenpolitik erstellt 
(vergl. Stadt Bonn) und konsequent eingehalten. 

 
b) Verbesserung des Kleinklimas: Pflanzung zusätzlicher Bäume und Sträucher, 

Entsiegelungen von Flächen, Dachbegrünung auf städtischen Gebäuden, private 
Dachbegrünung wird gefördert 

 
c) In der Bauleitplanung werden künftig stets Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 23 

lit. b BauGB getroffen. Alle Planentwürfe sollten Vorschläge für Festsetzungen 
enthalten, die die Installation von Solaranlagen oder anderer Anlagen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien vorgeben (z. B. Geothermie). 

 
d) Einführung eines Ausgleichsflächenkatasters 
 
e) Die Nutzung der Dächer der öffentlichen Gebäude für Solarthermie und 

Photovoltaik wird dadurch verbessert, dass die Verwaltung eine öffentlich 
einsehbare Liste über alle Dächer kommunaler Gebäude, die sich für 
Photovoltaik-Anlagen eignen, erstellt und der Öffentlichkeit zur Verfügung stellt. 
Der Kreistag begrüßt die Einrichtung von Photovoltaikanlagen auf diesen 
Dächern auch im Wege des Contractings mit Dritten bzw. durch 
Bürgercontracting (siehe Solar- und Sparprojekte, wie Aggertal-Gymnasium 
Engelskirchen). 

 
f) Die Verwaltung wird beauftragt, Energieleitlinien zu erarbeiten, die als 

Grundregeln bei der Planung kommunaler Gebäude (Neubau) und im 
Gebäudebestand (Sanierung) im Sinne der rationellen Energieverwendung zu 
berücksichtigen sind. Hierbei sind Aussagen zu Architektur, baulichem 
Wärmeschutz, Heizungstechnik, regenerativen Energien, Raumluft- und 
Regelungstechnik, Elektrotechnik, Wassereinsparung, Fahrzeugen und 
Straßenbeleuchtung zu treffen. Die Energieleitlinien sind von Vertragspartnern 
bei Baumaßnahmen zu beachten. 

 
Einbeziehung der Wirtschaft in das Klimaschutzkonzept Oberberg 
 
a) Der Oberbergische Kreis nimmt mit der Industrie- und Handelskammer sowie der 

Kreishandwerkerschaft Oberberg dahingehend Kontakt auf, die ortsansässigen 
Unternehmen in das Klimaschutzkonzept Oberberg einzubeziehen. 

 
b) Der Kreis nimmt mit der Kreissparkasse Köln sowie den örtlichen Sparkassen 

und Volksbanken dahingehend Kontakt auf, dass ein BürgerInnenfonds für 



klimagerechte Geldanlagen aufgelegt wird. Kreditvergaben sollen sich künftig am 
Kriterium der Klimafreundlichkeit orientieren. 

 
Einbeziehung von Schulen das Klimaschutzkonzept Oberberg 
 
Der Kreistag setzt sich dafür ein, dass Kinder und Jugendliche an Oberbergischen 
Kindergärten und Schulen über die Problematik des Klimawandels und die Ziele des 
globalen und lokalen Klimaschutzes informiert werden und die Bildung für eine 
nachhaltige Entwicklung in den Bildungseinrichtungen einen höheren Stellenwert 
erhält. Die NutzerInnen öffentlicher Einrichtungen werden verstärkt in Verantwortung 
eingebunden. Die positiven Erfahrungen anderer Kommunen mit Anreizsystemen 
(z.B. „fifty-fifty“) werden hierbei genutzt. 
 
Organisatorische Maßnahmen innerhalb der Kreisverwaltung zum 
Klimaschutzkonzept Oberberg 
 
1. Auch wenn Klimaschutz eindeutig eine Querschnittsaufgabe für Politik und 
Verwaltung ist, so ist es ebenso eine Führungsaufgabe von höchster Bedeutung. Es 
wird deshalb umgehend eine Stabsstelle zum Klimaschutz geschaffen. Aufgaben der 
Stabsstelle sind u. a.: 
 
a) Entwicklung von Kennzahlen zum Klimaschutz und Beschlussvorlage an die 

Politik („Was muss bis wann erreicht sein?“). 
 
b) Erstellung eines CO2-Emissionsberichts und - darauf aufbauend – einer 

jährlichen CO2-Bilanz als Vorlage für den Kreistag, aus der hervorgeht, in 
welchem Umfang eine Verminderung klimaschädlicher Emissionen bereits 
erreicht ist.  

 
c) Umsetzungskontrolle für das Klimaschutzkonzept und die beschlossenen 

Kennzahlen 
 
d) „Klima-Check“ für alle Beschlussvorlagen, ob sie den beschlossenen 

Klimaschutz-Zielen entsprechen 
 
e) Fortlaufende Information an das ICLEI-Netzwerk, die Vereinten Nationen und 

weiterer Institutionen und Interessengruppen über Entwicklungen und 
Ergebnisse der Oberbergischen Klimaschutz-Politik 

 
2. Die Verwaltung sorgt für eine konsequente, umweltfreundliche Beschaffung, d.h. 

für den Einsatz von Produkten aus nachhaltiger Bewirtschaftung wie Holz mit 



FSC-Siegel, mit Blauem Engel, aus fairem Handel, aus der Region bzw. mit Öko-
Siegel. 

 
3. Die Verwaltung wird beauftragt die von der  EnergieAgentur NRW angebotene 

sog. „E-fit“ Woche in regelmäßigen Abständen  zu nutzen. Im Zuge dieser 
Maßnahme werden in jedem Fachbereich und/oder Gebäude Energiebeauftragte 
benannt, die Ansprechpartner für Kollegen sind und die Umsetzung der 
erarbeiteten Einsparmaßnahmen (Benutzung von schaltbaren Steckerleisten, 
Tipps zur richtigen Belüftung, …) begleiten. 

 
4. Der Kreis bzw. die Kommunalverwaltungen beraten ansiedlungswillige 

Unternehmen dabei, wie sie ihren Energieverbrauch auf das Mindestmaß 
senken und erneuerbare Energien nutzen können - ggf. durch Hinzuziehung 
sachkundiger Dritter (Energieagentur NRW, Energieberatung, Beratung im 
Rahmen von Ökoprofit) 

 
5. Der Oberbergische Kreis revidiert seinen Beschluss, aus dem Klimabündnis 

auszutreten. Stattdessen bringt er sich zukünftig im Klimabündnis aktiv ein und 
beteiligt sich am regen Austausch über Klimaschutzmaßnahmen innerhalb des 
Bündnisses von über 1.000 europäischen Städten und Gemeinden. 

 
gez. 
 
Helmut Schäfer, Fraktionssprecher 
 



Oberbergischer Kreis 

 

 
Antrag 
Kreistag Sitzungsdatum: 13.09.2007
 
 

Vorlage Nr.: 0165/2007/II 
Tagesordnungspunkt    7.4 - öffentlich - 

Betreff: 
Antrag der SPD-Kreistagsfraktion vom 06.09.2007: 
"Novellierung des Sparkassengesetzes Nordrhein-Westfalens" 
 
Sehr geehrter Landrat, 
 
hiermit beantragt die SPD-Kreistagsfraktion, in der oben genannten Sitzung folgende 
Resolution zu verabschieden: 
 
„Der Kreistag des Oberbergischen Kreises schließt sich inhaltlich der in Anlage 
beigefügten Stellungnahme des Rheinischen Sparkassen- und Giroverbandes 
(RSGV) zum Arbeitsentwurf des Sparkassengesetzes vom 8. Mai 2007 – 
beschlossen auf der 74. Verbandsversammlung des RSGV am 27. August 2007 – an. 
Der Landrat, die Landtagsabgeordneten aus dem Oberbergischen Kreis und alle 
Kreistagsmitglieder werden vom Kreistag aufgefordert, sich in Sinne dieser 
Stellungnahme einzusetzen.“  
 
Eine Begründung erfolgt mündlich in der Sitzung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez 
 
Ralf Wurth, Fraktionsvorsitzender 
 
Anlage 
 
 























































Oberbergischer Kreis 

 

 
Anfrage 
Kreistag Sitzungsdatum: 13.09.2007
 
 

Vorlage Nr.: 0158/2007/III 
Tagesordnungspunkt    8.3 - öffentlich - 

Betreff: 
Anfrage der FDP/FWO-Kreistgasfraktion vom 03.09.2007: 
"Auswirkungen der Blauzungenkrankheit im Oberbergischen Kreis" 
 
Sehr geehrter Herr Landrat, 
 
die Blauzungenkrankheit hat den Oberbergischen Kreis mit voller Wucht getroffen. 
Hunderte von Schafen und Rindern sind erkrankt, viele bereits qualvoll verendet. Der 
zuständige Minister Uhlenberg hat sich dankenswerterweise selbst vor wenigen 
Tagen ein umfassendes Bild vom Leid der betroffenen Tiere und den wirtschaftlichen 
Auswirkungen auf die Schafzucht im Kreis gemacht. 
 
Daraus ergeben sich für unsere Fraktion folgende Fragen: 
 
1.) Welche wirtschaftlichen Einbußen durch die Blauzungenkrankheit haben 

insbesondere die Schafzüchter und – Halter im OBK?   
 

2.) Welche finanziellen und anderen Hilfen können sie vom Lande, Bund oder EU 
erwarten? 

 
3.) Welche Auswirkungen hat die Blauzungenkrankheit auf den Bestand der im 

Kreis gezüchteten seltenen Rassen und deren Erhalt? 
 

4.) Wie und wann (Bereitstellung eines Impfstoffes) können die Schafzüchter ihre 
Tiere schützen? 

 
5.) Gibt es eine Erklärung, warum in NRW, Oberberg so besonders betroffen ist? 

 



6.) Welche Unterstützung kann der OBK den betroffenen Schafzüchtern – und 
haltern in dieser schwierigen Lage geben? 

 
7.) Wie schätzt die Kreisverwaltung die weiteren Gefahren für den Rinderbestand 

ein? 
 

8.) Die Blauzungenkrankheit ist ja nach derzeitigem Erkenntnisstand für den 
Menschen ungefährlich. Wie schätzt die Kreisverwaltung hingegen die 
Gefahren durch ein erneutes Auftreten der Vogelgrippe ein? 

 
Eine mündliche Begründung der Anfrage bleibt vorbehalten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Reinhold Müller 
Fraktionsvorsitzender  
 
 
 
 



Oberbergischer Kreis 

 

 
Anfrage 
Kreistag Sitzungsdatum: 13.09.2007
 
 

Vorlage Nr.: 0166/2007/IV 
Tagesordnungspunkt    8.4 - öffentlich - 

Betreff: 
Anfrage der SPD-Kreistagsfraktion vom 06.09.2007: 
"Pflegebericht des MDK vom 31. August 2007" 
 
Sehr geehrter Landrat, 
 
der Medizinische Dienst der Krankenkassen (MDK) hat in seinem Pflegebericht vom 
31. August 2007 erhebliche Missstände bei der Pflege alter und hilfsbedürftiger 
Menschen aufgedeckt. Vor diesem Hintergrund stellt die SPD-Kreistagsfraktion zur 
oben aufgeführten Kreistagssitzung die folgenden Fragen: 
 
1. Welche der 3.700 ambulanten Pflegedienste und 4.200 Pflegeheime, die durch 

den MDK geprüft wurden, waren Einrichtungen im Oberbergischen Kreis? 
 
2. Welche Ergebnisse sind bei den Prüfungen durch den MDK in oberbergischen 

Einrichtungen zu verzeichnen? 
 
3. Welche Konsequenzen und konkrete Maßnahmen werden bei der Heimaufsicht 

des Oberbergischen Kreises ergriffen oder geplant, um auf den Pflegebericht 
angemessen zu reagieren? 

 
Eine Begründung erfolgt mündlich in der Sitzung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Ralf Wurth, Fraktionsvorsitzender 
 



Oberbergischer Kreis 

 

 
Anfrage 
Kreistag Sitzungsdatum: 13.09.2007
 
 

Vorlage Nr.: 0167/2007/LR/AV 
Tagesordnungspunkt    8.5 - öffentlich - 

Betreff: 
Anfrage der SPD-Kreistagsfraktion vom 06.09.2007: 
"Schließung der Nebenstellen des Kreises" 
 
Sehr geehrter Herr Landrat, 
 
der Kreistag hat auf Ihre Anregung mit Mehrheit im Frühjahr die Schließung von 
Nebenstellen des Kreises beschlossen. Hierzu stellt die SPD-Kreistagsfraktion jetzt 
zur oben aufgeführten Kreistagssitzung folgende Fragen: 
 
1. Welche Nebenstellen sind wann geschlossen worden? 
 
2. Seit wann werden welche Aufgaben von bereits geschlossenen Nebenstellen 

von wem wie und in welchen Räumen neu wahrgenommen? 
 
3. Welche Schließungen stehen noch aus und wie ist dort das Verfahren der 

Aufgabenüberantwortung geregelt? 
 
4. Welche Immobilien, in denen Nebenstellen untergebracht waren, sind bereits mit 

welchem Erlös veräußert worden? Welche Erlöse werden bei welchen zukünftig 
noch zu veräußernden Immobilien erwartet? 

 
Eine Begründung erfolgt mündlich in der Sitzung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Ralf Wurth, Fraktionsvorsitzender 



Oberbergischer Kreis 

 

 
Einwohner f rage 
Kreistag Sitzungsdatum: 13.09.2007
 
 

Vorlage Nr.: 0162/2007/IV 
Tagesordnungspunkt    10.1 - öffentlich - 

Betreff: 
Einwohnerfrage von Frau Michaela Merz vom 03.09.2007: 
"Auswirkungen des Inkrafttretens des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz) auf die 
Kindergartenbeiträge" 
 
Sehr geehrter Herr Landrat Jobi, 
 
als Eltervertreterin des AWO-KiGa Helene-Lange, Gaderoth möchte ich gerne 
wissen, ob durch die voraussichtliche Verabschiedung des KinderBildungGesetzes 
„KiBiz“, auf die Eltern von Kindergartenkindern im Jahr 2008 eine 
Kindergartenbeitragserhöhung zukommt. Sollte das der Fall sein, interessiert es mich 
auch, wie hoch diese dann ausfallen wird. 
 
Zur Zeit wird der Trägeranteil der armen Träger von den Kommunen in Höhe von 9% 
übernommen. Zusätzlich wird eine Verwaltungspauschale gezahlt. Werden diese 
Zahlungen unter „KiBiz“ weitergeleistet? 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
gez. 
 
Michaela Merz 
Eltervertreterin, AWO-KiGa Helene-Lange, Gaderoth 
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